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S eit der islamischen Revolution
von 1979 waren Irans Beziehun-
gen zu den großen europäischen

Staaten brüchig, und sie hingen von
den Launen der Sanktionsregelun-
gen ab. Der Atom-Deal war der Wende-
punkt. Er beseitigte die Sanktionen,
und er öffnete die Tür zu einer breite-
ren wirtschaftlichen Zusammenarbeit
und zu nachhaltigen Bindungen. Mit
Donald Trump im Weißen Haus stellt
sich die Frage, ob zwischen Iran und
der EU dauerhafte und weitreichende
Beziehungen entstehen können.

Trump wird den Atom-Deal sehr
wahrscheinlich „nicht „zerreißen“.
Möglich ist, dass der Kongress neue
Sanktionen unter dem Vorwand von
Terrorismus oder Menschenrechten be-
schließt und dass Trump einige unter-
zeichnet. In der modernen Geschichte
war aber kein Präsident so sehr Ge-
schäftsmann wie Trump. Wahrschein-
lich wird er iranische Aufträge an ame-
rikanische Unternehmen befürworten.
Dennoch erfordert Trumps Wahl einen
neuen Fahrplan für Iran und die EU,
um so Obamas Politik eines Engage-
ments zu schützen, nachhaltige Bezie-
hungen zwischen der EU und Iran zu ge-
währleisten und eine Eskalation in den
amerikanisch-iranischen Beziehungen
zu verhindern.

Die neue Lage im Nahen Osten er-
fordert für die EU und Iran, dass sie
bei Themen kooperieren, bei denen –
wie bei Terrorismus, Massenvernich-

tungswaffen und Menschenrechten –
Meinungsverschiedenheiten bestehen.
Beim Terrorismus ist klargeworden,
dass die wirkliche terroristische Bedro-
hung von wahhabitisch-salafistischen
Gruppen wie dem IS, Al Qaida, der
Nusra-Front und Boko Haram ausgeht.

Die Unterstützung für diese Grup-
pen kommt großteils von den amerika-
nischen Verbündeten am Persischen
Golf. Iran kämpft hingegen an der
Front gegen sie. Die EU und Iran soll-
ten heute beim Kampf gegen den Ter-
ror in einer institutionalisierten Kom-
mission kooperieren. Eine solche Zu-
sammenarbeit würde amerikanischen
Hardlinern Vorwände nehmen, sie wür-
de die globale Sicherheit erhöhen so-
wie die Differenzen zwischen Iran und
dem Westen zum Terrorismus vermin-
dern.

Die Proliferation von Massenvernich-
tungswaffen ist eine weitere historische
Quelle von Spannungen zwischen Iran
und dem Westen. Mit dem „Gemeinsa-
men umfassenden Aktionsplan“
(JCPOA), auf den sich die P5+1-Staaten
und Iran am 14. Juli 2015 einigten, ha-
ben die Weltmächte alle notwendigen
Garantien erhalten, um zu verifizieren,
dass Iran keine Atomwaffen entwi-
ckelt. Der JCPOA ist die Vorlage für
Iran und die EU, um gemeinsam einen
Nahen Osten frei von Atomwaffen zu si-
chern und, mit dem gleichen Modell,
auch frei von allen Massenvernichtungs-
waffen.

Andauern werden die Meinungsver-
schiedenheiten zwischen der EU und
Iran bei den Menschenrechten. Ohne
Zweifel liegt Irans Menschenrechtsbi-
lanz Längen vor jener der amerikani-
schen und europäischen Verbündeten
im Nahen Osten. Dennoch, ein kon-
struktiver Dialog zu Menschenrechten,
der Brücken zwischen den islamischen
und den christlichen Philosophien
baut, hilft, Spannungen abzubauen.

Mit der Auflösung der iranischen
Atomkrise wendet sich der Blick der
Weltmächte den neuen Krisen in der
Region zu, die den globalen Frieden
und die Sicherheit bedrohen. Zwischen
Iran und dem Westen hat das neue Grä-
ben geschaffen. Die Angriffe Saddam
Husseins gegen Iran und Kuweit, die
Amerikas gegen Afghanistan und den
Irak, Saudi-Arabiens gegen den Jemen,
der Nato und arabischer Länder gegen
Libyen – sie sind Hauptursachen für die
Instabilität im Nahen Osten und für die
Ausbreitung des Terrorismus. Bei die-
sen Übergriffen spielten leider europäi-
sche Staaten eine Rolle. Millionen wur-
den vertrieben, verletzt, getötet. Das be-
droht die Sicherheit Europas und Irans
und erfordert Zusammenarbeit.

Iran und die EU können eine „Kom-
mission zur Bewältigung der Krisen im
Nahen Osten“ bilden. Sie müsste auf
fünf Grundprinzipien beruhen: dem
Mehrheitswillen in einem Land; der Ge-
waltenteilung; freien Wahlen; den Rech-
ten von Minderheiten; dem Wiederauf-

bau vom Krieg zerstörter Gebiete. In ei-
nem solchen Rahmen könnten die EU
und Iran ihre Beziehungen vertiefen,
und die EU könnte so für ein fortgesetz-
tes amerikanisches Engagement mit
Iran auch unter Präsident Trump sor-
gen. Iran braucht in den kommenden
fünf Jahren Hunderte Milliarden Dollar
für Wirtschaftsprojekte und Investitio-
nen. Iran steht im Zentrum einer wirt-
schaftlichen Rivalität zwischen Ameri-
ka und der EU. Die kann beendet wer-
den, wenn Europa und Iran die zahlrei-
chen Vereinbarungen zur Wirtschaft
und zu Investitionen, die sie seit dem
JCPOA vorangetrieben haben, erfolg-
reich abschließen.

Trumps Kabinett wird das am meis-
ten anti-iranische und „pro-regime-
change“ seit der iranischen Revolution
sein. Die EU muss gegenüber der Regie-
rung Trump betonen, wie wichtig es ist,
Fehler der Vergangenheit nicht zu wie-
derholen. Trump kann die von Obama
initiierte Denk-Schule, dass es möglich
ist, mit Iran zu arbeiten, sogar übertref-
fen. Denn in der ersten Veranstaltung
nach der Wahl sagte er: „Wir werden
eine neue Außenpolitik betreiben, die
aus den Fehlern der Vergangenheit end-
lich lernt. Wir werden aufhören, Re-
gime und Regierungen zu stürzen.“ Die
EU kann ihm dazu Mut machen.
Der Autor war von 1990 bis 1997 iranischer Bot-
schafter in Bonn, von 2003 bis 2005 Sprecher
der iranischen Delegation bei den Atomverhand-
lungen. Seit 2009 ist er Gastprofessor an der
Princeton University.

D ie Anschläge von Istanbul, die of-
fenbar den Polizeikräften galten,

werden den türkischen Präsidenten Re-
cep Tayyip Erdogan nicht von dem
Weg abbringen, den er schon vor dem
gescheiterten Putsch im Juli eingeschla-
gen hat. Im Gegenteil. Den Terroristen
hat er Vergeltung versprochen, weil sie
auf jeden „positiven Schritt“, den das
Land gehe, mit Blut antworteten. Der
„positive Schritt“, von dem Erdogan un-
mittelbar nach den Anschlägen sprach,
war wohl die kurz zuvor ins Parlament
eingebrachte Verfassungsreform, die
den „Beginn einer neuen Ära“ markie-
ren soll. Diese sieht vor, dass die Macht-
befugnisse des Präsidenten ausgeweitet
werden. Dabei wäre diese Reform nur
der Nachvollzug einer eingeübten Pra-
xis. Denn dass Erdogan im Land das Sa-
gen hat, bezweifelt niemand. Natürlich
ist der Anschlag zu verurteilen, was
von Washington bis Berlin alle getan
haben. Erdogan und seine Anhänger
werden sich aber durch solche Taten
darin bestärkt sehen, dem Land eine
straffe und unnachgiebige Führung ver-
schaffen zu müssen. Für die Zusammen-
arbeit, etwa in der Flüchtlingspolitik,
verheißt all das nichts Gutes.  riw.

D er menschenverachtende Bom-
benanschlag auf eine koptische

Gottesdienstgemeinde in Kairo war
nicht der erste seiner Art. Und der Tod
Dutzender Wehrloser wird wohl nicht
der letzte Akt sein in einem langsa-
men, aber scheinbar unaufhaltsam vor-
anschreitenden Prozess der Auslö-
schung der jahrtausendealten Präsenz
von Christen im Nahen und Mittleren
Osten. Mögen sie untereinander noch
so zerstritten sein, von Ägypten über
Syrien bis in den Irak wird den Chris-
ten zum Verhängnis, dass sie es ange-
sichts eines immer militanter werden-
den sunnitischen Islams lieber mit Sad-
dam Hussein, den ägyptischen Militärs
von Mubarak bis al Sisi und selbst mit
den Assads hielten (und halten). Aber
blieb ihnen – seit der gewaltsamen Aus-
dehnung des Islams im siebten Jahr-
hundert – je eine andere Wahl, als sich
auf den Schutz des Stärksten zu verlas-
sen? Perser, Araber und Osmanen, erst
recht nicht der arabische Nationalis-
mus des 20. Jahrhunderts wurden ih-
nen je so gefährlich wie zu Beginn des
21. Jahrhunderts der Kampf der ver-
schiedenen Islamismen um die religiö-
se wie die politische Hegemonie.  D.D.

D ie Berliner Stadtentwicklungsse-
natorin von der Linkspartei will

ihre Behörde von einem ehemaligen
Stasi-Mann leiten lassen. Ein früherer
Gefreiter des Wachregiments Feliks
Dzierzynski soll beamteter Staatssekre-
tär werden – für die Gegner der rot-rot-
grünen Koalition ein gefundenes Fres-
sen, um Sorge um das arme Deutsch-
land zu äußern! Nun handelt es sich al-
lerdings bei Andrej Holm nicht um ei-
nen engen Mitarbeiter Mielkes, auch
nicht um jemanden, der einst andere
ans Messer lieferte. Zudem war er beim
Fall der Mauer erst 19 Jahre alt. Mittler-
weile hat er sich als Stadtsoziologe ei-
nen Namen gemacht und steht auf der
Seite der Armen, wenn es um deren
Wohnraum geht. Ob ihm der Wechsel
von der Universität an die Behörden-
spitze gelingt, bleibt abzuwarten. Ver-
waltungserfahrung hat er nicht. Wis-
senschaftliche Expertise beim Thema
Mietanstieg allein wird jedenfalls eben-
so wenig ausreichen wie die Bewunde-
rung für den verstorbenen Diktator
Hugo Chávez – weil die Möglichkeiten
eines deutschen Amtschefs eher be-
grenzt sind und die Verwaltung Berlins
insgesamt stark verrottet ist.  rab.

Alles lief zum Schluss auf den italieni-
schen Außenminister Paolo Gentiloni
zu. Am Sonntag beauftragte Staatsprä-
sident Sergio Mattarella den „proletari-
schen Grafen“ mit der undankbaren
Aufgabe, als Nachfolger von Matteo
Renzi eine Übergangsregierung zu bil-
den, die vor allem die Wahlgesetze für
Senat und Abgeordnetenhaus schrei-
ben sowie in vorgezogene Wahlen spä-
testens im Sommer 2017 führen soll.

Für den 1954 in Rom geborenen Gen-
tiloni ist das freilich eine Chance; über
all die Jahre seines politischen Engage-
ments war es bisher dem „Mann der
zweiten Reihe“ aus Renzis „Partito De-
mocratico“ (PD) nicht gelungen, ins
Scheinwerferlicht zu rücken. Dabei war
er schon von 2006 bis 2008 Kommuni-
kationsminister in der Regierung von
Romano Prodi und führt seit dem 31.
Oktober 2014 als Nachfolger der EU-
Außenbeauftragten Federica Mogheri-
ni das Außenministerium. Hier machte
er sich als getreuer Gefolgsmann seines
Ministerpräsidenten einen Namen, mit
dem er nie solche Spannungen hatte
wie einst Mogherini mit Renzi.

Die Verbindung zu Renzi prädesti-
niert Gentiloni nun zu dessen Nachfol-
ge. Zwar will Renzi von allen Regie-
rungslasten befreit sein, um sich und
seine Partei unbelastet in einen mut-
maßlich ruppigen Wahlkampf gegen
die Populisten von allen Seiten zu füh-
ren. Zugleich soll sein Statthalter im Pa-
lazzo Chigi Italien in seinem Sinne so
weiterlenken, dass er nach einem er-
hofften Wahlsieg eine erfolgreichere
zweite Regierungsära beginnen kann.

Staatspräsident Mattarella möchte
eine stabile Regierung, die Italien nach
drinnen wie nach draußen vertrauens-
würdig lenkt. Das hätte auch der derzei-
tige Wirtschafts- und Finanzminister
Pier Carlo Padoan erreichen können,
der als Kandidat genannt wurde. Doch
gegen seine Berufung spricht, dass Pado-
an in der Banken- und Finanzkrise nicht
ersetzbar erscheint. Er dürfte mithin
auch zum Kabinett Gentiloni gehören.

Für den Kommunikationsexperten
und Politologen Gentiloni als Regie-
rungschef spricht schließlich, dass er zu
keinem der nun mit Renzi hadernden
PD-Lager gehört. Er hat vielmehr nicht
nur zu den Christdemokraten Renzis
und der Gruppe um Kulturminister Da-
rio Franceschini beste Kontakte. Er
wird auch von der Linken im PD ge-
schätzt: von der Fronde der Altkommu-
nisten um Massimo D’Alema und den
Sozialisten um Pier Luigi Bersani, auch
wenn Gentiloni als „moderner Sozial-
demokrat“ wie Gerhard Schröder oder
Tony Blair gesehen werden möchte.
Gentiloni ist mithin ein Kompromiss-
kandidat, der wohl keine eigene Rolle
spielen wird, wenn in den kommenden
Monaten der innerparteiliche Konflikt
zwischen Renzis Mehrheits-PD und
den Linken austragen werden dürfte.

Gentiloni hat nämlich von beiden
Flügeln etwas. Er wurde streng katho-
lisch erzogen, riss aber als Jugendli-
cher aus, um ins sozialistische Lager zu
wechseln. Schließlich fand er über den
früheren Bürgermeister von Rom Fran-
cesco Rutelli und Ex-Regierungschef
Prodi im PD seine politische Heimat.
2012 wollte ihn Renzi zum Bürgermeis-
ter Roms wählen lassen. Doch damals
setzte sich der linke und längst geschei-
terte Ignazio Marino durch.
 JÖRG BREMER

Vergeltung

Paolo GENTILONI  Foto AFP

 LISSABON, im Dezember
Ohne den Italiener Matteo Renzi und –
demnächst – den Franzosen François Hol-
lande sieht es für Europas Sozialdemokra-
ten weithin düster aus. In der Eurozone
bleibt dann als Regierungschef nur noch
der portugiesische Ministerpräsident An-
tónio Costa übrig. Der agile ehemalige
Bürgermeister von Lissabon ist ein politi-
sches Vollblut, das seine Sozialistische
Partei (PS) wie einen Traditionsverein
führt. Mehr Mindestlohn, weniger Kür-
zungen im öffentlichen Dienst, mehr Fei-
ertage und „Reichensteuern“, Stromrabat-
te für bedürftige Familien, weniger Priva-
tisierung und Wiederverstaatlichungen
(Fluggesellschaft TAP) sind erkennbare
sozialdemokratische Markenzeichen. Zu-
mindest in dem ärmsten westlichen Land
der Europäischen Union scheint das noch
ein Erfolgsrezept zu sein. Costa steht je-
denfalls ein Jahr nach seinem Amtsantritt
überraschend gut da.

Staatspräsident Marcelo Rebelo de Sou-
sa, der aus den Reihen der bürgerlich-kon-
servativen Sozialdemokratischen Partei
(PSD) kommt – und einst als Jura-Profes-
sor den Studenten Costa unterrichtet hat
–, machte diesem das Kompliment, dass
er bislang „die Erwartungen übertroffen“
habe. Auch in Brüssel fand Wirtschafts-
kommissar Pierre Moscovici lobende Wor-
te, wenn er befand, dass unter all den Sün-
derländern, die noch heftige Mühe mit ih-
ren Haushaltsplänen für das kommende
Jahr hätten, Portugal inzwischen „der bes-
te Schüler“ sei. Mögen auch die Staats-
schulden in Costas Premierenjahr noch
weiter auf 133 Prozent des Bruttoinlands-
produkts (244 Milliarden Euro) gestiegen
sein – und Portugals Banken keineswegs
bebensicher sein. Wenn Costa im Fernse-
hen mit charmantem Lächeln beteuert,
dass seine Regierung ein neues „Klima
der Stabilität“ geschaffen habe und dass
das Land „mit Ruhe und Zuversicht“ in
seine finanzielle Zukunft schauen könne,
dann wird ihm das von vielen Landsleu-
ten geglaubt.

Die jüngste Meinungsumfrage warf für
ihn einen kräftigen Bonus aus. Würde wie-
der gewählt, dann erhielte seine Partei
jetzt 37 Prozent der Stimmen, fünf Pro-
zentpunkte mehr als bei der Abstimmung
im Oktober 2015, und damit schon einer
absoluten Mehrheit nahe. Das ist ein er-
staunlicher Erfolg, wenn man bedenkt,

dass die letzte sozialistische Regierung un-
ter dem unter Korruptionsverdacht ste-
henden Ministerpräsidenten José Sócra-
tes Portugal an den Rand des Ruins ge-
führt hatte, so dass die Troika es im Jahr
2011 mit einem 78-Milliarden-Kredit „ret-
ten“ musste. Die konservativen Sanierer
unter Regierungschef Pedro Passos Coel-
ho, die in den anschließenden vier Jahren
Wirtschaft und Finanzen mit schmerzli-
cher „Austerität“ wieder auf Kurs brach-
ten, wurden dagegen bei der letzten Wahl
abgestraft und würden jetzt hinter den So-
zialisten liegen.

Dabei führt Costa – anders als die alte
Mitte-rechts-Koalition von Passos Coel-
ho, die über eine absolute Mehrheit im
Parlament verfügte – nur eine Minder-
heitsregierung. Dass er überhaupt an die
Macht gelangte, verdankte er einem bei-
spiellosen Schulterschluss mit zwei kom-
munistischen Parteien, die den Sozialis-
ten über mehr als vier Jahrzehnte seit der
„Nelkenrevolution“ von 1974 spinnefeind
waren. Zwar gehören der Linksblock
(BE), welcher den spanischen Populisten
von Podemos ähnelt, und die traditionelle

Kommunistische Partei (PCP) selbst der
Regierung nicht an. Sie unterstützen sie
aber und haben sich in der Erhebung mit
9,7 Prozent für den Block und 8,2 Prozent
für die PCP gegenüber ihren Wahlergeb-
nissen ebenfalls respektabel behauptet.

Auch das ist verblüffend, denn die zwei
Linksparteien, die eigentlich gegen die
Nato und den Euro sind, schimpfen auf ih-
ren Parteiversammlungen munter weiter
auf die „imperialistischen Unterdrücker“
in Brüssel und die „alljährliche Defizit-Er-
pressung“ beim Budget durch die Europäi-
sche Kommission. Sie drohen mitunter so-

gar, die portugiesischen Auslandsschul-
den mit alten Escudos zurückzubezahlen.
Wenn im Parlament aber – wie gerade ge-
schehen – über das Budget abgestimmt
wird, dann heben sie die Hand und halten
Costa an der Regierung.

Angesichts dieses Spagats musste nun
beim vergangenen Parteitag der Kommu-
nisten wenigstens etwas Balsam auf die
Seelen der Mitglieder gestrichen werden.
Nach der Wiederwahl des „ewigen“ Vor-
sitzenden Jerónimo de Sousa (98 Pro-
zent) gab es eine Hommage für Fidel Cas-

tro, den verstorbenen Führer der „Insel
der Freiheit“. Ihn als Diktator zu bezeich-
nen, so hieß es, wäre ein „Irrtum“. Die Ge-
rüchte um politische Gefangene und man-
gelnde Bürgerrechte auf Kuba seien
schlicht ein „Mythos“. Costas Helfer zur
Linken versäumten die Gelegenheit auch
nicht, auf die „außerordentlichen Fort-
schritte“ der russischen Oktoberrevoluti-
on hinzuweisen und den „Aufbau des So-
zialismus“ in der Sowjetunion und anders-
wo zu preisen. Derlei traut sich im heuti-
gen Europa inzwischen kaum noch eine
„Bruderpartei“.

Costas Schicksal wird freilich, falls die
Kommunisten ihn nicht aus ideologi-
schen Gründen doch noch fallenlassen,
von der Entwicklung der Wirtschaft ab-
hängen. Die guten Jahreszahlen für ihn
sind: leichter Rückgang der Arbeitslosig-
keit (10,5 Prozent), leichtes, vom Touris-
mus und der Auslandsnachfrage getriebe-
nes Wachstum (voraussichtlich bis zu 1,4
Prozent), Haushaltsdefizit 2016 wahr-
scheinlich erstmals seit 42 Jahren unter
der Drei-Prozent-Grenze. Auch von dem
Kredit des Internationalen Währungs-
fonds soll demnächst wieder, um Zinsen
zu sparen, eine neue Rate von rund zwei
Milliarden vorzeitig zurückgezahlt wer-
den.

Problematisch für die Kalkulationen
des Finanzministers Mário Centeno blei-
ben der Schuldenberg und die nächste –
aus Gründen der Etat-Statistik auf 2017
verschobene – Milliardenzahlung zur „Re-
kapitalisierung“ der Wackelbank Caixa
Geral de Depósitos. Wenn Costa und Cen-
teno eine Legislaturperiode lang durch-
halten sollten, dann wird früher oder spä-
ter aber doch das Thema Schuldenschnitt
wieder angeschnitten werden. Dem Minis-
terpräsidenten schwebt da eine „gesamt-
europäische Lösung“ vor, die außer Portu-
gal auch andere überschuldete Staaten
des Währungsverbunds im Süden in ei-
nen solidarischen großen Lastenaus-
gleich einbezieht. Es ist genau das, was
Bundesfinanzminister Wolfgang Schäub-
le und andere im Norden, wie sie sagen,
nicht wollen. Der Realist Costa merkte da-
her versöhnlich an, dass man über dieses
Thema wirklich fruchtbringend sowieso
„erst nach den nächsten Wahlen in
Deutschland“ reden könne.

Der letzte Sozialist regiert in Portugal
Ministerpräsident António Costa steht ein Jahr nach seinem Amtsantritt überraschend gut da / Von Leo Wieland
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Haushaltsdebatte in Lissabon: Antonio Costa (links) am 4. November  Foto AFP
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